
Stahlfusion

Blockierte Pläne
Die weit fortgeschrittenen
Verhandlungen über eine
 Fusion ihrer europäischen
Stahlsparten zwischen Thys-
senKrupp und dem indischen
Mischkonzern Tata liegen
nach der Brexit-Abstimmung
der Briten auf Eis. Grund:
Für die geplante Zusammen-
arbeit brauchen die Konzer-
ne die Unterstützung der bri-
tischen Regierung. Der Plan
von Tata und ThyssenKrupp
sieht nämlich vor, nur noch
moderne und wettbewerbs -
fähige Stahlstandorte in
Europa zu betreiben. Dazu
gehören vor allem die Werke
in den Niederlanden und in
Deutschland. Zahlreiche alte
und marode britische Stahl-
hütten sollten hingegen ver-
kleinert oder geschlossen
werden. Dadurch sollten
Überkapazitäten vom Markt
genommen und der Preis-
druck auf die gesamte Bran-
che vermindert werden. Al-
lerdings ist eine Schließung
der Stahlhütten auf der Insel
ohne Unterstützung der Re-
gierung kaum möglich. Auf
den Werken lasten Pensions-
verpflichtungen von ge-
schätzt 17 Milliarden Euro.
Der amtierende Premier -
minister David Cameron
 hatte den Konzernen Unter-
stützung signalisiert. Wie ein
möglicher Nachfolger auf die
Abbaupläne reagiert, ist nun
offen. Einige Brexit-Befür-
worter hatten in den vergan-
gene Wochen sogar eine
 Verstaatlichung und damit
den Fortbestand der maroden
britischen Stahlunter nehmen
angeregt. fdo
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Kengeter nach dem britischen Exit-Votum 
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Tata-Stahlwerk in Wales 

Deutsche Börse

Alles auf eine Karte
Die Frankfurter erwägen, London als künftigen Sitz aufzugeben.

Die Deutsche Börse ist nach dem briti-
schen Votum für einen Ausstieg aus
der EU offenbar bereit, im Ringen um
die Fusion mit der Londoner Börse
LSE Zugeständnisse zu machen, um
den Deal zu retten. In Frankfurter Fi-
nanzkreisen heißt es, Börsenchef Cars-
ten Kengeter stelle sich darauf ein,
dass der Brexit unumkehrbar ist. Die
zuständige hessische Landesregierung
werde deshalb den Zusammenschluss
wohl nicht genehmigen, wenn der Sitz
der neuen Holding London wäre.
 Offenbar ist Kengeter nun für eine an-
dere Lösung offen. Die Börse erklärt
dazu, sie stehe im Dialog mit allen
 relevanten Behörden, es gälten die be-
schlossenen Bestimmungen. Zunächst
prüft jetzt ein Gremium von Aufsichts-
ratsvertretern der Deutschen Börse
und der LSE, wie man auf die neue Si-
tuation reagieren kann. Rechtlich wäre
eine neue Struktur für die fusionierte
Börse auch nach der Abstimmung
durch die Aktionäre noch möglich.
Auch aus dem Bundesfinanzministe -
rium ist zu hören, dass man es nicht

für ratsam hält, den Hauptsitz an einen
Ort zu verlagern, dessen Verhältnis zur
EU nicht geklärt ist. Christian Strenger,
Governance-Experte und einflussrei-
che Stimme am Finanzplatz Frankfurt,
fordert weitergehende Zugeständnisse.
„Sinnvoll wäre ein Vorstand und Auf-
sichtsrat nach deutschem Muster oder
eine Europäische Aktiengesellschaft,
die ihren juristischen Sitz in Amster-
dam hat und die überwiegend aus
Frankfurt heraus geführt wird.“ Wenn
die britische Seite das nicht akzeptie-
ren wolle, sollte die „technologiestarke
Deutsche Börse allein marschieren“.
Am Montag entscheiden die Aktionäre
der LSE über die Fusion. Ihre Zustim-
mung gilt als wahrscheinlich. Bis zum
12. Juli haben die Anteilseigner der
Deutschen Börse Zeit für ihre Entschei-
dung. Ihr Votum ist unsicher. Ob die
Briten sich auf einen Holding-Sitz in
Frankfurt oder anderswo einlassen, gilt
als fraglich. „Der Deal ist tot“, sagt der
Vertreter einer großen Fondsgesell-
schaft. „Kengeter hat alles auf eine
Karte gesetzt und verloren.“ mhs, rei


